
fühl von zumindest „Eingesessen-
heit“, wenn schon sonst nichts groß
vorzuweisen ist, diese Ablenkung
der Verachtung auf die „fremden
Armen“, um ihr selbst noch einmal
zu entgehen – wenigstens unter
ihresgleichen und sich selbst ge-
genüber.

Deshalb ist uns das Strafen so
selbstverständlich geworden: weil
uns der Armut gegenüber nichts
anderes einfällt, als die Armen hin-
auszuwerfen und draußenzuhalten.
Denen gegenüber, die unter den ge-
gebenen Regeln der Konkurrenz
(auch der internationalen Konkur-
renz) keine Chance haben, fallen
uns in erster Linie abwertende und
ausschließende Maßnahmen ein.

Und deshalb können sich Ju-
gendliche, die ohnehin in einer
Subkultur von „schlagfertiger“
Männlichkeit leben, nachgerade
„beauftragt“ fühlen, es den Politi-
kern zu zeigen: „Ausländer raus!“
heißt genauer (und in der Ex-DDR
besonders) „Schafft zuerst den ver-
sprochenen Wohlstand für uns Ein-
heimische!“ Anders und ausführli-
cher gesagt: „Wenn eure Politik
schon darauf hinausläuft, daß das
Leben und die Konkurrenz hart
sind, dann erwartet nicht von uns,
daß ausgerechnet wir, die ohnehin
Bedrängten, plötzlich teilen und
extra Schwierigkeiten verarbeiten
und dabei noch freundlich sein
werden. Nicht mit uns. Wir zeigen
euch vielmehr, was ‘Härte’ ist. Erst
sind wir selbst dran.“ Fremden-
feindlichkeit beruht auf der Forde-
rungshaltung derer, die sich von
Wirtschaft und Politik selbst im
Stich gelassen fühlen und in der
Folge solche Haltungen auch stell-
vertretend („populistisch“) aufneh-
men.

Deshalb ist es auch nur eine
Neuauflage des verlogenen

„Gewalt-Diskurses“, den wir in der
„Terrorismus“-Zeit so gut kennen-
gelernt haben, wenn nun die
„Gewalt“ („rückhaltlos“, „grund-
sätzlich“, u.ä.) verurteilt, gleichzei-
tig aber laut darüber nachgedacht
wird, wie man die Armen effekti-
ver draußenhalten könnte. So lange
grundsätzlich die Stimmung ver-
breitet wird, daß (nur) den Tüchti-
gen die Welt gehört und daß die
„Versager“ erstens sehen müssen,
wo sie bleiben, und das zweitens
aber zudem außerhalb unserer

Sichtweite, so lange wir Armut und
ihre Folgen am liebsten mit sozia-
lem Ausschluß behandelt sehen
wollen, so lange kann und wird
sich der Skinhead zu seinen frem-
denfeindlichen Aktionen ermutigt
fühlen.

Anmerkungen:

1 Am Beispiel der tabakrauchenden
Schwangeren: Schon jetzt erfüllen
nur ziemlich desorganisierte Müt-
ter die Bedingungen des Mutter-
Kind-Passes nicht, also solche, die
es besonders schwer haben und be-
sonders Hilfe bräuchten. Von der
geplant gewesenen Raucherinnen-
Klausel wären nur die getroffen
worden, die blöd genug gewesen
wären, sich auf Befragen als Rau-
cherinnen zu deklarieren, die Unin-

formierten also – denn welcher
Arzt will und soll das überprüfen?

2 Wenn wir wirklich wollten, daß auf
den Straßen weniger gerast wird,
könnten wir damit beginnen, daß
wir besonders schnellen Fahrzeu-
gen ohne Drosselung die Zulas-
sung verweigern.

3 Damit ist ein Gesellschaftsaufbau
entstanden, in dem die unterste
Schicht nicht nur wirtschaftlich
schlecht dran, sondern auch poli-
tisch rechtlos ist – ein Zustand, wie
wir ihn zuletzt im 19. Jahrhundert,
vor der Durchsetzung des allgemei-
nen Wahlrechts hatten.

Prof. Dr. Heinz Steinert lehrt 
Soziologie an der Universität
Frankfurt am Main, leitet das 

Institut für Rechts- und Kriminal-
soziologie in Wien und ist 

Mitherausgeber dieser Zeitschrift

Schon ein flüchtiger Blick zeigt,
daß die bereits geführte Diskussion
im Bundesrat und die zu erwarten-
de Verfassungsdebatte in dem ge-
planten „Verfassungsrat“ weit hin-
ter den Erwartungen zurückbleiben
wird, die basisdemokratische Min-
derheiten am Runden Tisch, in der
Initiative „Frauen für eine neue
Verfassung“ und das Kuratorium
artikuliert haben. Es erscheint mir
daher sinnvoll, zwei Ebenen zu
trennen, die basisdemokratische
Diskussion, die langfristig einen
Bewußtseinsprozeß bewirken kann,
und eine institutionalisierte Politik,
die in einzelnen Punkten zu einer
Verfassungsänderung mit Zwei-
Drittel-Mehrheit führen kann. 

Die Forderung nach einer Ver-
fassungsdebatte aus der Sicht von
Frauen muß nicht bedeuten, daß
wir darauf hoffen und vertrauen, es
werde tatsächlich zu einer Verfas-
sungsänderung kommen. Es er-
scheint mir wichtig zu sein,
zunächst einmal das geltende Ver-
fassungsrecht aus weiblicher Per-
spektive zu interpretieren. Ich
erwarte also von einer Verfassungs-
debatte keine kurzfristige Verände-
rung von Politik und Recht,
sondern einen langfristigen Be-
wußtseinsprozeß. Welches sind die
kritischen, besonders reformbe-
dürftigen Themen für künftige
Frauenpolitik?

Das Dilemma der Spätauf-
klärung

Alle westlichen Verfassungen
enthalten Freiheits- und Gleich-
heitsrechte für alle Bürger. Die
Bürgerin wird nur insoweit mitge-
dacht, als sie als Gewerbetreibende
die häusliche Sphäre verläßt und in
die Öffentlichkeit tritt. Das westli-
che Verfassungsdenken ignoriert
also in einem sehr weitgehenden
Sinne die Lebenswelt der Frauen.
Sie wird eher dem privaten Leben
zugerechnet. Verrechtlichungen
gelten folglich als eher problemati-
sche Eingriffe in Freiheitsräume.
Um diese These plausibel zu ma-
chen, beginne ich mit einer Passage
aus der Rechtslehre des idealisti-
schen Philosophen Immanuel Kant
(1724-1804). Er ist einer der wich-
tigen Repräsentanten einer libera-
len Rechtslehre, wobei für
Deutschland charakteristisch ist,
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Offensive 
Frauenpolitik
Die Forderung nach einem Grundrecht auf freie
Entscheidung über eine Abtreibung ist nur ein
Punkt der Verfassungsdebatte aus weiblicher Per-
spektive (NK 3-91). Welches sind weitere kritische,
besonders reformbedürftige Themen für zukünfti-
ge Frauenpolitik?

Monika Frommel

VERFASSUNGSDEBATTE

Im April 1990 hat die Arbeitsgrup-
pe „Neue Verfassung der DDR“

des Runden Tisches der Öffentlich-
keit einen Verfassungsentwurf vor-
gestellt. Im September 1990 tagte in
der Paulskirche in Frankfurt die In-
itiative „Frauen für eine neue Ver-
fassung“. Am selben historisch
denkwürdigen Ort stellte etwa ein
Jahr später das „Kuratorium für ei-
nen demokratisch verfassten Bund
deutscher Länder“ einen Verfas-
sungsentwurf vor. In den neuen
Bundesländern werden Länderver-
fassungen diskutiert und konzipiert.

Es gab eine Verfassungsdebatte im
Bundesrat, die am 24. September
1991 zu einem Beschluß führte, den
Förderalismus zu stärken, insbeson-
dere auch im Hinblick auf Europa,
Umweltschutz als Staatsziel in die
Verfassung aufzunehmen und das
Sozialstaatsprinzip zu konkretisie-
ren. Letzteres zielt auf die proble-
matische Diskussion über soziale
Grundrechte auf Wohnung und Ar-
beit. Bis Ende 1992 wird ein „Ver-
fassungsrat“ mit je 32 Mitgliedern
aus Bundestag und Bundesrat einen
Verfassungsentwurf erarbeiten.
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im Verhältnis von Männern ge-
genüber Frauen, bleiben unmittel-
bare Gewaltverhältnisse weitge-
hend unangetastet.

Der erst 1949 eingefügte Satz in
Art. 3 Abs. 2 GG: „Männer und
Frauen sind gleichberechtigt“ ist
ein erster Schritt in die Richtung
einer Veränderung diesen patriar-
chalen Denkens, das die Verfas-
sungsdiskussion bis dahin be-
herrscht hat. Aber wir wissen alle,
daß dies nur ein erster Schritt war,
dem weitere folgen müssen. 

Elemente einer Verfassungs-
diskussion aus weiblicher
Perspektive

„Gleichberechtigung heißt auch
Gleichheit und Anerkennung von
Verschiedenheit“, so lautet ein [Zu-
satz] zu Art. 3. Abs. 2 GG im Vor-
schlag der „Frauen für eine neue
Verfassung“. Das Problem künfti-
ger Frauenpolitik wird nicht sein,
die Lebensbedingungen von Frau-
en an die traditionell von Männern
gelebten anzugleichen, sondern ein
egalitäres Verhältnis zwischen bei-
den zu entwickeln. Wie das im ein-
zelnen aussehen kann, ist noch
vage und auch umstritten. Jeden-
falls werden Differenz und Gleich-
heit die Pole sein, die eine Verfas-
sungsdiskussion aus weiblicher
Perspektive bestimmen werden.
Der Gleichberechtigungsgrundsatz
in Art. 3 GG betont die Gleichheit,
während das zu fordernde ge-
schlechtsspezifische Grundrecht
von Frauen, über ihre Mutterschaft
freiverantwortlich  zu entscheiden,
den Gedanken der Differenz ver-
deutlicht. Ebenfalls in Richtung
Differenz weisen Diskriminie-
rungsverbote, die in den vorgestell-
ten Entwürfen jeweils in Art. 3
Abs. 3 GG vorgesehen sind. Be-
sondere Schwierigkeiten bereitet
das sogenannte institutionelle
Grundrecht von Ehe und Familie in
Art. 6 GG. Es wird zu überlegen
sein, ob ein institutionelles Grund-
recht sinnvoll ist, oder ob nicht
statt dessen die Personen, die im
häuslichen Bereich die gesell-
schaftlich notwendige Arbeit der
Kindererziehung oder Pflege be-
dürftiger Menschen verrichten, das
sind traditionell Frauen, einen spe-
zifischen Grundrechtsschutz erhal-
ten sollen. 

Art. 3, Abs. 2
(Gleichberechtigung)

Im Gegensatz zu Art. 109 der
Weimarer Verfassung, der lediglich
die Gleichheit der staatsbürgerli-
chen Rechte garantierte, formuliert
Art. 3 Abs. 2 des GG lapidar:
„Männer und Frauen sind gleichbe-
rechtigt“. Die einzelnen Absätze
dieses Artikels folgen einer kom-
plizierten Systematik. Absatz 1
wiederholt das historisch tradierte
Prinzip staatsbürgerlicher Gleich-
heit, Absatz 2 zielt darüber hinaus
auf die tatsächlichen Bedingungen
in der sozialen Wirklichkeit. Wird
Art. 3 Abs. 2 ausgelegt als Verfas-

sungsauftrag, dann sind alle  poli-
tisch Verantwortlichen verpflichtet,
Maßnahmen der kollektiven Förde-
rung zu ergreifen. Abs. 3 ergänzt
diesen Verfasssungsauftrag durch
ein individualrechtliches Diskrimi-
nierungsverbot. Alle  Entwürfe, so-
wohl das Kuratorium als auch der
Entwurf der „Frauen für eine neue
Verfassung“, folgen dieser Ausle-
gung des geltenden Verfassungs-
rechts. Sie dringen aber darauf, den
Verfassungstext zu präzisieren, um
gegenläufige Interpretationen zu
erschweren. Der SPD-Länderkom-
promiß im Bundesrat lautet: „Frau-
en und Männer sind gleichberech-
tigt. Der Staat hat die Bedingungen

daß es nicht zu einer revolutionären
politischen Umwälzung gekommen
ist, sondern zu einer Veränderung
des Denkens. Wir analysieren also
aufgeklärte philosophische Texte.
1797, also noch unter dem Ein-
druck der französischen Revoluti-
on, deduzierte Kant in den „meta-
physischen Anfangsgründen der
Rechtslehre“ die Notwendigkeit ei-
ner Verfassung. Es sei eine Forde-
rung der praktischen Vernunft, aus
dem natürlichen Zustand des
Kriegs aller gegen alle in einen
rechtlichen Zustand zu gelangen.
Nachzulesen ist dieses Postulat ei-
ner Verfassung in § 42 der Rechts-
lehre: „Du sollst im Verhältnisse
eines unvermeidlichen Nebenein-
anderseins mit allen anderen“, also
in Kants Sprache dem Verhältnis
des „natürlichen“ Privatrechts, in
einen „rechtlichen Zustand, d.i. den
einer ausheilenden Gerechtigkeit,
übergehen“. Die wechselseitige
Anerkennung der Bürger als Freie
und Gleiche wird also ausdrücklich
nur auf das Verhältnis des „unver-
meidlichen Nebeneinanderseins“
bezogen, also auf das soziale Le-
ben außerhalb des Hauses. Es be-
trifft also nur bestimmte Beziehun-
gen, nämlich diejenigen, die nicht
persönlich geprägt sind. Das Ge-
genstück zum „unvermeidlichen
Nebeneinandersein“ ist das unver-
meidliche Miteinandersein. Dies
sind die Beziehungen zu den El-
tern, den Kindern, zwischen Mann
und Frau, um einen kleinen Aus-
schnitt zu nennen. Kant versteht
diese als persönliche Abhängig-
keitsverhältnisse. Er zählt zu ihnen
nicht nur das Geschlechterverhält-
nis, sondern auch das Verhältnis
von Hausherr bzw. Hausfrau und
Gesinde. Die Beschränkung des
Postulats der Verfassung auf das
Verhältnis des unvermeidlichen
Nebeneinanderseins bedeutet, nur
einen kleinen Ausschnitt menschli-
cher Beziehungen den Prinzipien
von Freiheit und Gleichheit zu un-
terstellen. Das liberale Verfas-
sungsdenken des 19. Jahrhunderts
ist also noch geprägt von einem un-
gebrochenen patriarchalen Ver-
ständnis. Dieses Verständnis kann
in einer Kurzformel beschrieben
werden als Dichotomie zwischen
öffentlicher und privater Sphäre.
Nur in der Sphäre der Öffentlich-
keit gelten egalitäre Normen, im
privaten Bereich, und damit auch

3. Alternativer Juristentag:

Neuer Aufbruch
Gegen die Tendenz, das Strafrecht zu einem umfassenden
repressiven Steuerungsinstrument auszubauen, wendet
sich der 3. Alternative Juristentag, der vom 27. bis 29. 
November in Hannover stattfindet. Thematischer Schwer-
punkt: die Entkriminalisierung des Strafrechts.

Einleitende Referate halten der Psychoanalytiker Prof. Dr. Horst Eber-
hard Richter (Gießen) und der Direktor des Instituts für Forensische Psy-
chiatrie der FU Berlin, Prof. Dr. Wilfried Rasch.

In einer Podiumsdiskussion unter der Leitung von Prof. Dr. Gerald
Grünwald (Bonn) sollen Perspektiven für zukünftige Kriminalpolitik ent-
wickelt werden, unter Teilnahme von MdB Dr. Herta Däubler-Gmelin
(Bonn), MdB Dr. Burkhard Hirsch (Bonn), Prof. Dr. Fritz Sack (Ham-
burg), Prof. Dr. Klaus Sessar (Hamburg) und Antje Vollmer (Bielefeld).

Vorschläge zur Entkriminalisierung werden zur Diskussion gestellt
von Prof. Dr. Winfried Hassemer, Frankfurt/Main (Drogenstrafrecht),
Prof. Dr. Monika Frommel, Kiel (Sexualdelikte), Landgerichtspräsident
Heinrich Beckmann, Verden (Reform der Tötungsdelikte), RA Prof. Dr.
Rainer Hamm, Frankfurt/Main (Eigentums- und Vermögensstrafrecht),
Generalstaatsanwalt Prof. Dr. Heribert Ostendorf, Schleswig (Straßenver-
kehrsdelikte) und RA Dr. Heinrich Hannover, Bremen (politisches Straf-
recht und Reform des Strafverfahrensrechts).

Die Schlußdebatte wird durch ein Referat von Prof. Dr. Detlef Krauß
(Berlin) eröffnet. Der Diskussion stellen sich unter der Leitung von Prof.
Dr. Peter-Alexis Albrecht (Frankfurt/Main), die Justizministerinnen Hei-
drun Alm-Merk (Hannover), Dr. Christine Hohmann-Dennhardt (Wies-
baden), Prof. Dr. Jutta Limbach (Berlin), Dr. Hans Otto Bräutigam (Pots-
dam) und Dr. Klaus Klingner (Kiel).

Auskünfte und Anmeldung:
RA Bertram Börner
Hohenzollernstr. 30
3000 Hannover 1
Telefon: 0511/31 10 58
Fax: 0511/31 10 69
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kennung eines Grundrechtes auf
freiverantwortliche Mutterschaft.
Nicht nur eine bayrische patriarcha-
le Politik hat gezeigt, wie defensiv
Frauen in dieser Frage bislang auf-
getreten sind. Sie haben sich im
wesentlichen nur gegen die Zumu-
tung des Strafrechts gewehrt, aber
nicht offensiv ein Grundrecht ein-
geklagt. Noch keine Mehrheiten
sind schließlich in Sicht bezüglich
der Frage einer grundlegenden Re-
form von Art. 6 GG. Vermutlich
wird eine Verfassungsdebatte erst
dann das Bewußtsein der Men-
schen erreichen, wenn ganz kon-
kret gezeigt wird, wie ungerecht
bestimmte Regelungen, etwa der
Familienlastenausgleich zur Zeit
sind. Was also spricht dagegen, mit
dieser konkreten politischen Frage
in der nächsten Legislaturperiode
zu beginnen?

Prof. Dr. Monika Frommel lehrt
Kriminologie an der Universität
Kiel und ist Mit-Herausgeberin

dieser Zeitschrift
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für die Gleichstellung von Frauen
und Männern in der Gesellschaft
zu schaffen. Zum Ausgleich beste-
hender Ungleichheiten sind Maß-
nahmen zur Förderung von Frauen
zulässig“. 

Eine solche Klarstellung würde
deutlich machen, daß das kollekti-
ve Förderungsgebot nicht gegen
Art. 3 Abs. 3 verstößt, in dem ein
Verbot der „Bevorzugung“ wegen
des Geschlechts formuliert ist. Wir
werden sehen, wie das Bundesver-
fassungsgericht demnächst zu die-
ser Frage entscheiden wird (Zwei
Vorlagen des OVG Münster, AZ:
2 BvL 5/90 und 2 BvL 8/90).

Vergleicht man die vorgeschla-
genen Präzisierungen mit der schon
nach geltendem Recht möglichen
Auslegung, dann wird deutlich, daß
die vorgeschlagene Verfassungsän-
derung eher defensiv gemeint ist.
Sie soll einer drohenden restrikti-
ven Auslegung zuvorkommen.
Vielleicht ist gerade wegen dieses
bescheidenen Anspruchs eine
Zwei-Drittel-Mehrheit realisierbar. 

Der Schutz von Ehe und Fa-
milie in Art. 6 Abs. 1 GG

Art. 6 Abs. 1 GG lautet: „Ehe
und Familie stehen unter dem be-
sonderen Schutze der staatlichen
Ordnung“. Die doppelte Erwäh-
nung von Ehe und Familie ist tau-
tologisch. Denn auch das Zusam-
menleben eines kinderlosen
Ehepaares unterfällt dem Schutz
der Familie. Die Doppelung hat hi-
storische Gründe. Man konnte es
sich nicht vorstellen, daß es in nen-
nenswerter Zahl Ehen ohne Kinder
und nicht-eheliche Lebensgemein-
schaften geben wird. Der Grund für
das institutionelle Grundrecht ist
der Schutz der Institution, in der
traditionellerweise Kinder erzogen
werden. Es spricht also nichts da-
gegen, in einer künftigen Verfas-
sung zu formulieren: „Frauen und
Männer, die in häuslicher Gemein-
schaft Kinder erziehen oder für an-
dere sorgen, haben Anspruch auf
staatliche Förderung“. Dann würde
klargestellt, daß es in erster Linie
um die Förderung der Personen
geht, das sind in der Regel Frauen,
die Kinder oder pflegebedürftige
Personen im häuslichen Bereich er-
ziehen und betreuen. Die für das li-
berale, patriarchale Denken (Kant)

typische Dichotomie zwischen „öf-
fentlich“ und „privat“ würde durch
ein soziales Grundrecht von Perso-
nen, die in der „Privatsphäre“ tätig
werden, durchbrochen.

Die Initiative „Frauen für eine
neue Verfassung“ schlägt vor, das
institutionelle Grundrecht zu strei-
chen. Demgegenüber will das Ku-
ratorium an der Institution Familie
festhalten. Einig sind sich alle
Frauen-Initiativen, daß die Doppe-
lung „Ehe und Familie“ überholt
ist. Sie stimmen auch alle der Dia-
gnose zu, daß der gegenwärtige
Zustand ungerecht ist. Alles übrige
ist kontrovers. An den förmlichen
Eheschluß werden nämlich eine
Reihe von Privilegien geknüpft, die
nicht unbedingt sinnvoll sind. Das
Ehegattensplitting etwa hat unter
anderem zur Folge, daß kinderrei-
che Familien übermäßig belastet
werden, während kinderlos verhei-
ratete Paare von der Gesellschaft
subventioniert werden. Das Ehegat-
tensplitting und die gesamte Steu-
ergesetzgebung sind daher zu über-
denken. Im Zusammenhang mit
einer Verfassungsdebatte aus weib-
licher Perspektive wäre es daher
angebracht, einen gerechten Fami-
lienlastenausgleich zu fordern. Ver-
fassungs- und Steuerrecht wären
der Rahmen, um konkrete Politik
und grundsätzliche Reflexion zu
verbinden.

Mit dem Stichwort Familienla-
stenausgleich wäre auch ein kon-
kretes politisches Projekt benannt,
das geeignet wäre, die eingangs er-
wähnte Dichotomie zwischen „öf-
fentlich“ und „privat“ zu verän-
dern. Ein großer Teil gesellschaft-
lich notwendiger Arbeit wird im
häuslichen Bereich geleistet. Sie
wird von Frauen getragen. Aber
schon das Steuerrecht berücksich-
tigt nicht die geleistete Erziehungs-
arbeit oder die tatsächlich erbrachte
Pflege von Menschen, sondern pri-
vilegiert den förmlichen Ehe-
schluß, die Institution der Ehe als
solcher. Mit diesen ersten Ansätzen
einer Verfassungsdebatte aus weib-
licher Perspektive hoffe ich gezeigt
zu haben, daß es sich lohnt, das
geltende Verfassungsrecht neu zu
interpretieren und zu präzisieren.
Relativ erfolgversprechend ist eine
Präzisierung des Gleichberechti-
gungsgrundsatzes, da hier vierzig
Jahre Frauenpolitik vorgearbeitet
haben. Aussichtslos ist die Aner-
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Nachtarbeits-
verbot für 
Arbeiterinnen
Gleichberechtigung durch
Deregulierung?

Frauenarbeitsschutzbestimmun-
gen stehen der Chancengleichheit
von Frauen am Arbeitsmarkt ent-
gegen. Gleichzeitig tragen sie –
insbesondere im Arbeitszeit-
schutz – soweit sie gelten, der zu-
sätzlichen Belastung von Frauen
durch Reproduktionsarbeiten
Rechnung. Ein sozialpolitisches
Dilemma – soll den Frauen der
Schutz vor gesundheits- und sozi-
alschädlichen 
Arbeitszeiten im Namen der
Gleichberechtigung genommen
werden? Die Verfasserin  – Refe-
rentin im hessischen Frauenmini-
sterium – analysiert die Auswir-
kung des Nachtarbeitsverbotes
für Arbeiterinnen (§ 19 AZO) auf
die Arbeitsmarktlage von Frauen
ebenso wie die Interessen der
Wirtschaft – auch im Zusammen-
hang mit dem EG-Binnenmarkt –
nach mehr Frauen in der Nacht-
schicht . Sie erörtert die Verein-
barkeit des § 19 AZO mit dem
verfassungs- und EG-rechtlichen
Gebot der Gleichbehandlung von
Frauen und Männern sowie die
Bindungen, die sich bei der Re-
form des Rechts der Nachtarbeit
aus der Pflicht zum Schutz der
Gesundheit aus Art. 2 Abs. 2 GG
sowie dem EG-rechtlichen Gebot
zur Verbesserung von Lebens-
und Arbeitsbedingungen ergeben
und entwickelt einen Vorschlag
für ein geschlechtsneutrales
Nachtarbeitsgesetz.

1992, 447 S., brosch., 98,– DM,
ISBN 3-7890-2677-8
(Schriftenreihe zur Gleichstellung
der Frau, Bd. 6)

NOMOS

https://doi.org/10.5771/0934-9200-1992-4-12
Generiert durch IP '3.147.60.72', am 24.05.2024, 13:57:06.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0934-9200-1992-4-12

